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Legalisierung des Containerns 

  

 
HV Nord lehnt den Vorstoß der Bundesminister Özdemir und Buschmann ab!  

Das Containern, also die Entnahme von zur Entsorgung bestimmter Lebensmittel aus 

Abfallbehältern des Lebensmittelhandels, unter welchen Voraussetzungen auch immer, 

darf nicht legalisiert werden. Dafür sprechen folgende Gründe: 

 

1. Rechtliche Rahmenbedingungen für das sogenannte Containern sind ausreichend. 

Das Straf- und Strafverfahrensrecht bieten genug Möglichkeiten um allen denkba-

ren Fallkonstellationen Rechnung zu tragen.  

2. Zur Entsorgung bestimmte Lebensmittel stellen eine potenzielle Gesundheitsgefahr 

dar. 

3. Containern ist kein wirksamer Beitrag zur Reduktion von Lebensmittelverschwen-

dung. 

 

Vorbemerkungen:  

Der Handelsverband Nord lehnt den Vorstoß der Bundesminister Cem Özdemir und Marco Buschmann 

ab. Die sog. Legalisierung des Containerns, die darauf abzielt, das Wühlen nach Nahrungsmitteln in 

den Mülltonnen von Lebensmittelmärkten strafffrei zu stellen wurde zurecht schon durch die Justizmi-

nisterkonferenz, die am 5. und 6. Juni 2019 in Lübeck stattfand, abgelehnt.  

Der Vorstoß erweckt den falschen Eindruck, im Lebensmittelhandel würden Millionen Tonnen noch ver-

zehrfähiger Lebensmittel weggeworfen. Richtig ist, dass je nach Studie lediglich vier bis sieben Prozent 

der in Deutschland entsorgten Nahrungsmittel im Lebensmittelhandel anfallen. Weit mehr als die Hälfte 

werden in privaten Haushalten entsorgt. Eine Legalisierung des Containerns würde somit schon men-

genmäßig wenig ändern.  

Der Anteil im Lebensmitteleinzelhandel ist u.a. auch deshalb so gering, weil Lebensmittel, die Händler 

nicht mehr verkaufen können, die aber noch verkehrsfähig sind, ohnehin in der Regel an karitative Or-

ganisationen gespendet werden. Das sind beispielsweise die Tafeln. Sie versorgen Menschen, die auf 

die Hilfe der Gesellschaft angewiesen sind. Rund 80 bis 90 Prozent aller Geschäfte im Lebensmittel-

handel geben Waren an Organisationen wie die Tafeln weiter. Dazu kommen noch zahlreiche Geld- 

und Sachspenden an diese Einrichtungen.  

Der Bundesverband Deutsche Tafel hat unseren Spitzenverband HDE (Handelsverband Deutschland) 

und einige große deutsche Einzelhandelsunternehmen in der Vergangenheit für ihr Engagement mit 

dem Tafelteller ausgezeichnet.  

Wenn Staat und Politik wirksam Lebensmittelverschwendung reduzieren wollen, sollten Lebensmittel-

unternehmen und gemeinnützige Organisationen dabei unterstützt werden, mehr verzehrfähige Lebens-

mittel zu spenden und an Bedürftige zu verteilen. Dafür müssen karitative Einrichtungen gezielt finanziell 

gefördert werden. Außerdem sollten dafür Anpassungen im Lebensmittel- und gegebenenfalls im Steu-

erecht vorgenommen werden. 

Aus Sicht des HV Nord besteht bei der Legalisierung des Containerns die Gefahr, dass das als Signal 

dafür verstanden wird,  jeder könne sich straffrei aus den Mülltonnen seines Supermarktes um die Ecke 

bedienen, über Zäune klettern, Schlösser aufbrechen und sämtliche Behältnisse auf den Grundstücken 

der Unternehmen öffnen, nur um an noch vielleicht verzehrfähige Lebensmittel zu gelangen, die in den 

Behältnissen vermutet werden. Die bislang in unserem Rechtssystem klar verlaufende Grenze zur 
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Akzeptanz des Eigentums und des Hausfriedens eines anderen würde durch die Legalisierung des 

Containerns verwischt. Das gilt auch dann, wenn die Einstellung von Verfahren erleichtert werden.  

Zu Recht hat die Justizministerkonferenz auch die Haftungsrisiken der Unternehmen betont, denen man 

sie dadurch ohne ausreichende Rechtfertigung aussetzt. Auch den Umstand, dass nach einem Durch-

wühlen von Behältnissen häufig Abfall neben denselben landet und von den Unternehmen wieder ein-

gesammelt werden muss, gilt es zu bedenken. In der Regel werden die Containerbereiche nicht so 

sauber hinterlassen, wie sie von Suchenden vorgefunden wurden. 

Da der Löwenanteil der Lebensmittel durch die privaten Haushalte entsorgt wird, ist die Sensibilisierung 

und Aufklärung der Verbraucher ein wesentlich vielversprechenderer Weg. 

Die Lebensmittelhandelsunternehmen arbeiten schon längst daran, die anfallenden Verluste auf ihrer 

Seite weiter zu senken. Sie verbessern die Warenwirtschaft, um den Wareneinkauf noch optimaler am 

Kundenbedarf auszurichten. Sie schulen die Belegschaft, um die Sensibilität der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter für das Thema zu steigern und sie klären Ihre Kunden auf, zum Beispiel über den Sinn des 

Mindesthaltbarkeitsdatums, um auch bei Verbrauchern das Bewusstsein für einen verantwortungsvol-

leren Umgang mit Lebensmitteln zu schärfen. 

Zum Abschluss der Vorbemerkungen möge sich jeder, der das Containern für eine gute Lösung hält, 

selbstkritisch fragen, wie er es fände, wenn zu jeder Tages- und Nachtzeit fremde Personen das eigene 

private Grundstück betreten und Bio- und/oder Restmülltonne durchwühlen und dabei auch noch regel-

mäßig Müllreste neben den Behältnissen liegen bleiben. Nur wer das zweifelsfrei für unbedenklich hält 

und gleichzeitig bereit wäre, das Risiko für die Gesundheit jedes Suchenden zu übernehmen, kann das 

auch von anderen verlangen.  

Zu den Gründen im Einzelnen: 

Zu 1.  

Die 90. Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister der Bundesländer (JuMiKo) hat sich auf 

ihrer Tagung am 5. und 6. Juni 2019 in Lübeck-Travemünde mit einem Antrag befasst, der zum Ziel 

hatte, dass Containern zu legalisieren. Die JuMiKo hat dazu u.a. folgende Beschlüsse gefasst: 

„2. Das Straf- und Zivilrecht bieten keinen Ansatz, das Problem der Lebensmittelverschwendung zu 

lösen. Vielmehr ist die Verschwendung noch verwertbarer Lebensmittel von vornherein zu vermeiden. 

3. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten die Bundesregierung, unter Beteiligung der entspre-

chenden Fachministerkonferenzen alternative Abgabeformen von Lebensmitteln zu entwickeln, die es 

insbesondere großen Lebensmittelanbietern ermöglichen, Lebensmittel freiwillig und ohne Nachteile an 

Dritte, etwa die Tafeln für Bedürftige, abzugeben. Sie bitten in diesem Zusammenhang auch darum, die 

wechselseitigen Abhängigkeiten der umwelt-, abfall-, lebensmittel- und steuerrechtlichen Vorschriften 

zu untersuchen, um dieses Ziel zu erreichen.“ 

Beide Aussagen unterstützt der Lebensmittelhandel ausdrücklich. Einer Legalisierung des Containerns 

bzw. Regelungen zur vereinfachten Einstellung seiner Verfolgung bedarf es damit nicht nur aus unserer 

Sicht nicht. 

Der Handelsverband Nord (HV Nord) spricht sich gegen jegliche Form der Legalisierung des so ge-
nannten Containerns aus.  

Für diese Haltung sprechen juristische Gründe, da das geltende Strafrecht und Strafprozessrecht be-
reits ausreichend Instrumente vorhalten, um allen denkbaren Fallkonstellationen Rechnung zu tragen. 
Auf dieser Basis ist bereits jetzt eine hinreichend differenzierte Rechtsprechung in Strafsachen möglich, 
die das Containern von Lebensmitteln betreffen. 
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Der Vorstoß der Bundesminister erweckt den falschen Eindruck, im Lebensmittelhandel würden Millio-
nen Tonnen noch verzehrfähiger Lebensmittel achtlos weggeworfen. Dieses Zerrbild weckt die Illusion, 
durch Containern wirksam Lebensmittelverschwendung bekämpfen zu können. Forderungen nach Än-
derungen im Strafrecht oder weiteren Verfahrensvorschriften sind Augenwischerei. Denn eine unsach-
liche Debatte, die so den Anschein erweckt, dass auf diese Weise riesige Mengen noch verzehrfähiger 
Lebensmittel gerettet werden könnten, ist weder ehrlich noch tatsächlich lösungsorientiert. Auch die 
Justizminister der Länder haben im Juni 2019 bei ihrer Konferenz festgehalten, dass die Vermeidung 
von Verschwendung noch verwertbarer Lebensmittel der richtige Ansatz sei und nicht das Straf- und 
Zivilrecht. Diese Auffassung teilen wir und engagieren uns daher als Handel umfassend gegen Lebens-
mittelverschwendung. 

Die Wegnahme von Sachen aus dem Gewahrsam Dritter stellt einen Diebstahl dar, der Eigentümer oder 
Besitzer hat das Recht seine Sachen vor Diebstahl oder Vandalismus zu schützen, ganz gleich zu wel-
chem Zweck er sie aufbewahrt. Die Strafbarkeit von Diebstählen ist zu Recht eine Hürde, unabhängig 
davon, ob es sich um den einfachen oder den besonders schweren Fall des Diebstahls handelt. Die 
Justizministerkonferenz kam im Juni 2019 zu dem Schluss, dass die Rechtslage allen denkbaren Fall-
konstellationen Rechnung trägt, diese Auffassung teilen wir. 

Das gilt erst recht für Lebensmittelabfall, der in verschließbaren Abfallbehältern oder in Abfallcontainern 
innerhalb eines umschlossenen Geländes, oder Raumes zum Zwecke der bestimmungsgemäßen Ent-
sorgung gelagert wird. Ein Lebensmittelhändler gibt durch die Verwahrung von Abfällen in den Abfall-
behältern eben gerade nicht automatisch sein Eigentum auf, sondern führt es der Entsorgungskette zu. 
Der Händler stellt durch zusätzliche Sicherungen die fachgerechte Entsorgung seines Eigentums sicher 
und beugt zugleich Verunreinigungen von Müllplätzen durch unbefugte Dritte vor. 

Zu 2. 

Jegliche Form des Containerns sollte schon aus Gründen des vorbeugenden Verbraucherschutzes ver-

boten sein. Ein Händler lagert Abfälle unterschiedlicher Art zum Zweck der bestimmungsgemäßen Ent-

sorgung bzw. Verwertung in Sammelbehältern (oder Containern). Lebensmittel in solchen Behältern 

haben in der Regel ihre spezifischen Eigenschaften eingebüßt, oder genügen nicht mehr den hygieni-

schen Anforderungen. Daher möchte der Händler sie der Abfallentsorgung zukommen lassen. Händler 

können Lebensmittel zum Beispiel sammeln, um sie zu Tierfutter oder zur Vergärung in einer Biogas-

anlage abholen zu lassen. Im Sinne der Kreislaufwirtschaft spielt hierbei auch die Abfallhierarchie (Ver-

meidung, Wiederverwendung, Recycling, sonstige Verwertung (z.B. Energie), Beseitigung) eine Rolle.  

Auf Produkten, die in Abfallbehältern lagern, können sich sehr schnell und in großer Zahl gesundheits-

gefährdende Keime bilden. Auch können sich darin Lebensmittelabfälle aus Warenrückrufen befinden, 

die beispielsweise mit Fremdkörpern wie Glas- oder Metallsplitter verunreinigt sein können. Somit sind 

die Abfälle potentielle Gefahrenquellen für Mülltaucher. 

Die hohen Standards der Lebensmittelsicherheit in Deutschland sind ein sehr wichtiges Gut. Die Han-

delsunternehmen kommen ihren Verpflichtungen und den Kundenerwartungen nach, nur sichere Le-

bensmittel in Verkehr zu bringen. Wer durch Änderungen bestehender Rechtsvorschriften dafür sorgt, 

dass Lebensmittel, von denen Gesundheitsgefährdungen ausgehen oder ausgehen können, und die 

deswegen aussortiert und der fachgerechten Entsorgung zugeführt werden sollen, zukünftig erleichtert 

durch Jedermann aus Entsorgungsbehältnissen entnommen werden dürfen, der muss u.E. auch dafür 

sorgen, dass das entsorgende Unternehmen keinerlei Haftungsrisiken für die Entnahme und Verwer-

tung dieser Lebensmittel entstehen. 

Zu 3. 

Das Containern ist kein wirksamer Beitrag zur Vorbeugung von Lebensmittelverschwendung. 59 Pro-

zent der in Deutschland entstehenden Lebensmittelverluste fallen in privaten Haushalten an. Das sind 

laut Statistischem Bundesamt ca. 6,5 Millionen Tonnen jährlich. Maßnahmen, die auf dieser Ebene an-

setzen, hätten somit das größte Potenzial, Lebensmittelverschwendung spürbar einzudämmen. Auf die 
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Idee, dafür die Erlaubnis zu erteilen, private Abfalltonnen für Mülltaucher freizugeben, kommt verständ-

licher Weise niemand. 

Ebenso unverständlich ist es daher auch, die Entnahme von zur Entsorgung bestimmten Lebensmitteln 

aus den Abfalltonnen des Lebensmittelhandels unter bestimmten Voraussetzungen straffrei zustellen. 

Im Handel fallen nach Daten des Statistischen Bundesamtes lediglich sieben Prozent der in Deutsch-

land entstehenden Lebensmittelverluste an. Das sind 0,8 Millionen Tonnen.  

Verkehrsfähige Lebensmittel, die Händler nicht mehr verkaufen können, werden in der Regel an ge-

meinnützige Organisationen wie die Tafeln gespendet. Damit unterstützt der Handel das Ziel, Menschen 

zu versorgen, die auf die Hilfe der Gesellschaft angewiesen sind. 

Eine Grundfinanzierung kann dabei helfen, gemeinnützige Organisationen (in erster Linie die Tafeln) 

besser in die Lage zu versetzen, verkehrsfähige Lebensmittel, die im Lebensmittelhandel aus verschie-

denen Gründen nicht mehr verkauft werden können, ihrer eigentlichen Bestimmung zuzuführen. Da es 

das politische Ziel ist, egal ob per Gesetz oder freiwillig, die Abgabemenge an karitative Organisationen 

zu steigern, wäre eine solche Grundfinanzierung wohl auch nötig, um die Tafeln besser in die Lage zu 

versetzen, das höhere Nahrungsmittelaufkommen zu handhaben. Ein höheres Spendenaufkommen, 

gerade kühlpflichtiger und frischer Ware, stellt die Tafeln vor logistische Herausforderungen (Anschaf-

fung von Kühlfahrzeugen und Kühlgeräten), die mit finanzieller Unterstützung besser gemeistert werden 

können. Die Handelsunternehmen unterstützen bereits mit Lebensmitteln und weiteren Geld- und Sach-

spenden. Eine Förderung des Landes wäre ein guter Beitrag. 

Eine Prüfung weiterer Maßnahmen zur Erhöhung des Spendenaufkommens durch steuerliche Anreize 

und Bürokratieabbau sowie einfach verständliche und effizient umsetzbare Lösungen sind aus Sicht 

des Handels wünschenswert und erfolgsversprechende Maßnahmen gegen vermeidbare Lebensmittel-

verluste. Dabei sollte der Leitgedanke gelten: Die Lebensmittelsicherheit muss gewahrt bleiben bei mi-

nimaler Komplexität und minimalem Aufwand für Spender und Empfänger von Lebensmitteln, um die 

nötigen Prozesse so effizient und einfach wie möglich zu machen und damit die Attraktivität von Spen-

den zu erhöhen. 

Wenn der Staat die Unternehmen dabei unterstützen will, die Spendenmenge zu erhöhen, bieten sich 

drei Maßnahmen an: 

1. Gezielte Förderung gemeinnütziger Spendenempfänger-Organisationen im Rahmen der zur 

Verfügung stehenden Haushaltsmittel bzw. im Wege der Schaffung neuer Haushaltstitel durch 

Förderprogramme 

2. Schaffung einer dauerhaften, rechtssicheren EU-gesetzlichen Regelung für Entlastungen bei 

der steuerlichen Behandlung von Sachspenden, die auch einen weiter gefassten Anwendungs-

bereich ermöglicht. 

3. Änderung (EU-)lebensmittelrechtlicher Vorschriften, die eine Weitergabe von Lebensmitteln 

an gemeinnützige Spendenempfänger-Organisationen behindern. Hierzu zählt beispielsweise 

die Anpassung kennzeichnungsrechtlicher Vorschriften im Hinblick auf die Schaffung sankti-

onsfreier Ausnahmen für Spende von Lebensmitteln, die zwar nicht ordnungsgemäß gekenn-

zeichnet sind, dadurch aber nicht die Lebensmittelsicherheit gefährden (z.B. Füllmengenabwei-

chung). 

Kiel, 18.01.2023 


